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Bonn, den 17. Mai 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Strafverfolgung von Verwaltungsangehörigen der 
Bundesministerien 

Bezug: Kleine Anfrage 332 der Fraktion der SPD 
- Drucksadie 3217 - 


,Auf Grund der eigenverantwortlichen Mitteilungen der Bundes- 
minister und des Staatssekretärs des Bundeskanzleramtes in Ver- 
bindung mit den Mitteilungen des Justizministers des Landes Nord- 
rhein-Westfalen und des Oberstaatsanwalts bei dem Landgericht in 
Bonn beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

1. Die Frage, weshalb die zuständigen Bundesminister den Bundestag 
trotz Zusage nicht von sich aus über den Fortgang der hier in Betracht 
kommenden Strafverfahren unterrichtet haben, muß auf einem Miß- 
verständnis beruhen. Eine Unterrichtung ist nicht zugesagt worden. 
In meiner Antwort vom 22. Februar 1956 - Drucksache 2114 - 
auf die Kleine Anfrage 221 der Fraktion der SPD - Drucksache 
2016 - hatte ich bereits bemerkt: 

„Weder in meiner vorgenannten Antwort auf die Kleine Anfrage 
138 noch sonst habe ich zugesagt, daß ich den Deutschen Bundes- 
tag über den Verlauf und den Ausgang der gegen Verwaltungs- 
angehörige der Bundesministerien eingeleiteten Strafverfahren 
unterrichten würde. Auch der Herr Bundesminister für Wirtschaft 
hat eine solche Zusicherung nicht gegeben. Er hat sich, wie in 
der Drucksache 1156 niedergelegt ist, lediglich Vorbehalten, zu 
den Strafverfahren gegen die in der Kleinen Anfrage 138 nament- 
lich genannten Verwaltungsangehörigen seines Ressorts näher 
Stellung zu nehmen, sobald der Stand des Verfahrens dies gestatte. 
Von einer Stellungnahme hat er bisher abgesehen, weil er dem 
Deutschen Bundestag nichts über einen greifbaren Fortschritt des 
Verfahrens hätte berichten können. Dieser Grund besteht noch . 
jetzt. Zu einem geeigneten Zeitpunkt wird er auf das Verfahren 
zurückkommen, ‘ ‘ 
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Der Bundesminister für Wirtschaft behält sich dies auch weiterhin vor. 

Um irrige Vorstellungen in der Öffentlichkeit zu vermeiden, darf 
ich auf folgendes hinweisen : 

Ob die Strafverfahren „schwere Fälle‘‘ betreffen, kann nur von den 
Gerichten auf Grund einer Hauptverhandlung entschieden werden. 
Wenn in einigen Fällen der Verdacht der „schweren‘‘ Bestechlichkeit 
besteht oder bestanden hat, so bedeutet dies lediglich, daß ein Vor- 
wurf des Inhalts erhoben worden ist, es sei eine gemäß § 332 StGB 
mit Strafe bedrohte Handlung begangen worden; „schwere passive 
Bestechung'' ist die in der Strafrechtspflege übliche — dem Gesetz 
nicht bekannte — Kurzbezeichnung für eine Bestechlichkeit unter 
Verletzung einer Amts- oder Dienstpflicht. Es kann sich dabei im 
Einzelfall um eine Tat von verhältnismäßig geringem Unrechtsgehalt 
handeln, wie sich schon daraus ergibt, daß einige einschlägige Ver- 
fahren auf Grund des § 2 Abs. 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 
eingestellt worden sind. 

Hinderungsgründe für eine Berichterstattung über den Fortgang von 
Strafverfahren gegen Verwaltungsangehörige der Bundesministerien 
bestehen im übrigen nicht. 

2, Über die Verfahren, die „zu Ziffer 2" und „zu Ziffer 3" meiner 
Antwort vom 22. Februar 1956 - Drucksache 2114 - aufgeführt sind 
und nach meinen dortigen Mitteilungen noch nicht als erledigt 
angesehen werden konnten, ist zu berichten: 

Z// Ziffer 1a der Drucksache 1156 (vgl, S. 4 der Drucksache 2114) 

Das Bundesverfassungsgericht hat noch nicht entschieden, ob § 8 
des Straffreiheitsgesetzes 1954 verfassungswidrig ist. 

Zu Ziffer 1h (vgl. S. 4 der Drucksache 2114) 

Die gerichtliche Voruntersuchung ist abgeschlossen; nach Mitteilung 
des Oberstaatsanwalts in Bonn wird dieser die Akten in Kürze der 
Strafkammer mit dem Anträge vorlegen, die Beschuldigten außer 
Verfolgung zu setzen. 

Zu Ziffer 1c Buchstabe c (vgl. S, 2 der Drucksache 2114) 

Das Strafverfahren ist rechtskräftig eingestellt. Das Disziplinarver- 
fahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Zu Ziffer 1c (vgl, S. 4 der Drucksache 2114) 

Das Urteil vom 21. November 1955 ist rechtskräftig geworden. Das 
Disziplinarverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Zu Ziffer Id (vgl. S. 4 der Drucksache 2114) 

Das Ermittlungsverfahren steht nach Mitteilung des Oberstaatsan- 
walts in Bonn kurz vor dem Abschluß. 

Zu Ziffer 1e (vgl. S. 5 der Drucksache 2114) 

Das Ermittlungsverfahren, das auf Strafanzeigen eines entlassenen 
außerplanmäßigen Beamten eingeleitet worden war, ist am 11. April 
1956 von der Staatsanwaltschaft eingestellt worden. 
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Zu Ziffer 1f {vgl. 2 der Drucksache 2114) 

Das Strafverfahren gegen den beteiligten Beamten ist durch einen 
rechtskräftigen Freispruch beendet. Das Disziplinarverfahren ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Zu Ziffer lg {vgl. i'. 5 der Drucksache 2114) 

Der Beamte ist wegen Betruges zu 1 Jahr und 6 Monaten Gefängnis 
rechtskräftig verurteilt worden. Das Beamtenverhältnis ist infolge 
der Verurteilung kraft Gesetzes beendet. 

Zu Ziffer 1h {vgL i’. 5 der Drucksache 2114) 

Der Beamte ist von der Anklage der Untreue rechtskräftig freige- 
sprochen worden. 

Zu Ziffer 1 i {vgl. i’. 5 der Drucksache 2114) 

Die von dem Angeklagten und von der Staatsanwaltschaft eingelegten 
Revisionen sind verworfen worden. 

Zu Ziffer 11 {vgl. S. 5 der Drucksache 2114) 

Der aus dem Bundesdienst ausgeschiedene Angestellte ist von der 
Anklage der Untreue freigesprochen worden, während im übrigen 
das Verfahren auf Grund des § 2 des Straffreiheitsgesetzes 1954 ein- 
gestellt wurde. Das Urteil ist rechtskräftig. 

Zu Ziffer 1 p {vgl. S. 6 der Drucksache 21 14) 

a) Auf die Berufung des angeklagten Beamten hat das Berufungs- 
gericht das Urteil dahin geändert, daß eine 3jährige Bewährungs- 
frist unter Auferlegung einer Buße von 250 DM bewilligt wird. 
Die Staatsanwaltschaft hatte die von ihr eingelegte Berufung zu- 
rückgenommen. Das Urteil bietet nach Mitteilung des zuständigen 
Bundesministers keinen Anlaß zu disziplinären Maßnahmen. 

b) Das Oberlandesgericht hatte das freisprechende Urteil des Amts- 
gerichts aufgehoben und die Sache zurückverwiesen. Das Amts- 
gericht hat den angeklagten Beamten erneut freigesprochen. Die 
von der Staatsanwaltschaft hiergegen eingelegte Revision ist ver- 
worfen worden. Der Freispruch ist damit rechtskräftig. 

Zu Ziffer 1q {vgl. i’. 6 der Drucksache 2114) 

Nachdem das Ermittlungsverfahren gegen den Anzeigenden abge- 
schlossen ist, hat der beschuldigte Beamte am 2. November 1956 um 
die alsbaldige Bestimmung eines neuen Hauptverhandlungstermins 
gebeten. Der neue Termin soll nach Mitteilung des zuständigen 
Oberstaatsanwalts in Kürze festgesetzt werden. 

3. Seit Beantwortung der Kleinen Anfrage 221 - Drucksache 2016 - 
durch mein Schreiben vom 22. Februar 1956 - Drucksache 2114 - ist 
die Fortführung von schwebenden Verfahren nicht dadurch behin- 
dert worden, daß die Bundesregierung eine Aussagegenehmigung 
nicht erteilt hat. Der Oberstaatsanwalt in Bonn hat mir dies bestätigt. 
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4. Die Frage 4 der Kleinen Anfrage 332 dürfte sich auf den Fall 
beziehen, der in meinen Antwortschreiben vom 18. Januar 1955 
“ Drucksache 1156 („Zu Ziffer 2 "') - auf die Kleine Anfrage 138 der 
Fraktion der SPD - Drucksache 1080 - und vom 22. Februar 1956 
“ Drucksache 2114 (auf S. 6 „Zu Ziffer - behandelt worden ist. 
Ich darf zunächst darauf hinweisen, daß der durch üble Nachrede 
verletzte Staatssekretär sich nicht mit einer „einfachen Entschuldi- 
gung'' begnügt, sondern verlangt hatte, daß auch die Tatsachenbe- 
hauptungen zurückgenommen werden, die zu dem Vorwurf der vor- 
sätzlichen Amtspflichtverletzung und der schweren Bestechlichkeit 
vorgebracht worden waren. Erst als die beschuldigten Geschäfts- 
leute auch ausdrücklich erklärt hatten, daß die Behauptungen über 
pflichtwidriges und ehrenrühriges Verhalten der Betroffenen nicht 
den Tatsachen entsprächen, hat der zuständige Bundesminister den 
Strafantrag wegen übler Nachrede zum Nachteil des Staatssekretärs 
zurückgenommen. Er hält es mit dem Ansehen seines Staatssekretärs 
für vereinbar, daß dieser bei einer einwandfreien Ehrenerklärung auf 
die Durchführung eines Strafverfahrens verzichtet. Hierbei ist zu 
beachten, daß der Bundesminister — und zwar auch auf Bitten des 
Staatssekretärs — erneut Strafanträge gestellt hat, als sich ergab, daß 
einer der angeschuldigten Geschäftsleute nachträglich von seiner 
Ehrenerklärung abgerückt war. Die auf Antrag des Oberstaatsan- 
walts in Bonn daraufhin eingeleitete gerichtliche Voruntersuchung 
ist nach dessen Mitteilung noch nicht abgeschlossen. 

5. Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, den Bundestag auf 
Anfrage über den späteren Verlauf und die abschließenden Ergebnisse 
der obengenannten Strafverfahren zu unterrichten. 

6 . Seit dem 19. Jamiar 1955 sind weitere Strafverfahren gegen andere 
Verwaltungsangehörige der Bundesministerien eingeleitet worden. 

Der Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht in Bonn hat von der 
.Mitteilung solcher Strafverfahren abgesehen, die nicht „mit der dienst- 
lichen Stellung des betreffenden Verwaltungsangehörigen im Zusam- 
menhang stehen" oder inzwischen eingestellt worden sind oder deren 
Erörterung die Ermittlungen beeinträchtigen könnte. Daher bin ich 
zu einer lückenlosen Unterrichtung nicht in der Lage. Im übrigen 
hält sich die Bundesregierung nach erneuter Überprüfung der Rechts- 
lage nur für befugt, solche Verfahren bekanntzugeben, in denen eine 
gerichtliche Hauptverhandlung stattgefunden hat. Gegen die Mit- 
teilung anderer Verfahren bestehen im Hinblick auf die Fürsorge- und 
Schutzpflicht des Dienstherrn für seine Verwaltungsangehörigen und 
wegen der Möglichkeit einer Gefährdung des Untersuchungszwecks 
erhebliche Bedenken. 
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Unter diesem Gesichtspunkt darf ich folgende Fälle bekanntgeben: 

a) Ein Beamter ist wegen fortgesetzten Vergehens der Unzucht 
zwischen Männern zu einer Gefängnisstrafe von 4 Monaten ver- 
urteilt worden. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Gegen den 
Beamten ist ein förmliches Disziplinarverfahren anhängig. 

b) Ein Beamter ist wegen verräterischer Beziehungen zu einer Re- 
gierung außerhalb des Bundesgebietes (§ 100 e StGB) zu 2 Jahren 
Gefängnis rechtskräftig verurteilt worden. Das Beamtenverhältnis 
ist infolge der Verurteilung kraft Gesetzes beendet. 

c) Zwei ehemalige Lohnempfänger sind wegen Steuer- und Zoll- 
hinterziehung in Verbindung mit verbotener Wareneinfuhr und 
Warenausfuhr zu Gesamtgefängnisstrafen von je 8 Monaten, Geld- 
strafen von je 250 DM sowie Wertersatzstrafen von 6400 DM bzw. 
4800 DM verurteilt worden. Da die beiden Lohnempfänger bereits 
vor der Verurteilung auf ihren Antrag aus dem Bundesdienst 
entlassen worden sind, ist nicht bekannt, ob das Urteil rechts- 
kräftig geworden ist. 

d) Gegen die Strafvorschriften über das Verhalten im Straßenverkehr 
hat eine Anzahl von Verwaltungsangehörigen der Bundesmini- 
sterien in der Hauptsache als Kraftfahrer, zum Teil auch als Fuß- 
gänger verstoßen. In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle sind 
Geldstrafen von 10 bis 50 DM, insbesondere wegen Übertretung 
von Vorschriften der Straßenverkehrsordnung verhängt worden. 


In Vertretung 

Strauß 



